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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 51 Ausgegeben Danzig, den 11. Auguſt 1937 
Tag Inhalt Seite 
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146 20. Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933. 
Vom 22. Juli 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 61 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (GBl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 


Die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 
1933 (G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499), ab⸗ 
geändert und ergänzt durch die Verordnungen vom 
18. September 1934 (G. Bl. S. 703), 
19. September 1934 (G. Bl. S. 707/16), 
23. Oktober 1934 (G. Bl. S. 731), 
26. November 1934 (G. Bl. S. 770), 
11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 819/868), 
30. März 1935 (G. Bl. S. 496), 
11. April 1935 (G. Bl. S. 623), 
14. Mai 1935 (G. Bl. S. 665), 
11. Juni 1935 (G. Bl. S. 709), 
21. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 900), 
18. Oktober 1935 (G. Bl. S. 1061), 
17. Januar 1936 (G. Bl. S. 35), 
19. September 1936 (G. Bl. S. 371) und 
28. Oktober 1936 (G. Bl. S. 437), 

wird wie folgt geändert: 

1. Der $ 1 erhält folgende Abſätze 2 und 3: 

„(2) Beſitzer landwirtſchaftlicher Grundſtücke, die als Siedler von der Danziger Land— 
ſiedlung in den Siedlungsverfahren Rambau, Gr. Kleſchkau, Schönwarling, Johannistal, 
Nenkau und Liſſau, Kreis Danziger Höhe, angeſetzt ſind, können bis zum Ablauf eines 
Monats nach ihrer Eintragung als Eigentümer in das Grundbuch des Siedlungsgrundſtücks 
die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens beantragen. 

(3) Das Entſchuldungsverfahren erſtreckt ſich in den Fällen des Abſ. 2 auf alle bei 
Einleitung des Entſchuldungsverfahrens eingetragenen Rechte.“ 

2. Der $ 20 erhält folgenden Abſatz 2: 

„(2) Das gleiche gilt für Forderungen (Hypotheken, Grundſchulden), die von der Deut— 
ſchen Siedlungsbank, Körperſchaft des öffentlichen Rechts, in Berlin für die im 8 1 Abſ. 2 
genannten Siedlungsvorhaben gegeben ſind.“ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 19. 8. 1937.) 
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3. Der S 28 erhält folgende Faſſung: 

„() Die Staatliche Treuhandgeſellſchaft erwirbt mit Beendigung des Verfahrens (§ 34) 
einen Anſpruch auf Befriedigung aus dem Grundſtück dahin, daß für den Geſamtbetrag der auf 
ſie übergegangenen Verbindlichkeiten eine Jahresleiſtung von 2 vom Hundert in vierteljähr- 
lichen, bis zum Dritten jeden Kalendervierteljahres fällig werdenden Nachtragsraten vom 
1. Januar 1934 ab zu entrichten it. Von dieſer Jahresleiſtung wird 1 vom Hundert bis 
zum 31. Dezember 1934 als einmaliger Unkoſtenbeitrag, von da ab als Tilgungsbetrag ver— 
wandt, und zwar mit der Maßgabe, daß die Zinſen, ſoweit ſie nicht zur Verzinſung der am 
Schluſſe jeden Kalenderjahres vorhandenen ungetilgten Reſtſchuld verbraucht werden, gleich— 
falls zur Tilgung verwandt werden. Die im Laufe eines Kalenderjahres eingezahlten Til— 
gungsbeträge ſind jeweils zum Schluſſe des Kalenderjahres auf das Kapital zu verrechnen. 
Dasjelbe gilt für die im Laufe eines Kalenderjahres erfolgten außerplanmäßigen Teilrück⸗ 
zahlungen. In den Fällen des § 1 Abſ. 2 treten anſtelle des 1. Januar 1934 der 1. Januar 
1938, anſtelle des 31. Dezember 1934 der 31. Dezember 1938. 

(2) Der Grundſtückseigentümer iſt verpflichtet, die auf dem Grundſtück befindlichen Ge— 
bäude ſowie das Inventar und die Beſtände angemeſſen gegen Brandſchaden zu verſichern. 
Kommt er dieſer Verpflichtung nicht nach, oder gerät er mit 2 Vierteljahresraten der Jahres⸗ 
leiſtung ganz oder teilweiſe in Verzug, ſo wird der geſamte Reſt fällig. 

(3) Das Recht der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft auf Befriedigung aus dem Grund— 
ſtück (Abſ. 1) hat den Rang hinter den bei Beendigung des Verfahrens beſtehenbleibenden 
Rechten. Es bedarf zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht der Eintragung. Die Eintragung hat jedoch zu erfolgen, ſofern ſie von der 
Staatlichen Treuhandgeſellſchaft oder dem Grundſtückseigentümer beantragt wird, oder ſofern 
das Amtsgericht darum erſucht.“ 

4. Der $ 33 erhält folgende Faſſung: 

„(I) Auf Grund dieſer Verpflichtung zur Landabgabe (33 b) iſt auf Erſuchen des 
Amtsgerichts die Landfläche, welche das Amtsgericht ſpäteſtens innerhalb zehn Jahren nach 
Beendigung des Entſchuldungsverfahrens auszuwählen hat, von dem Grundſtück abzuſchreiben 
und auf ein beſonderes Grundbuchblatt zu übertragen; ferner iſt der Siedlungsunternehmer 
als Eigentümer dieſes neugebildeten Grundſtücks im Grundbuche einzutragen. 

(2) Das Amtsgericht ſoll ein ſolches Erſuchen an das Grundbuchamt nur im Einver— 
nehmen mit dem Siedlungsamt richten. Das Amtsgericht ſetzt nach Anhörung eines oder 
mehrerer Sachverſtändiger im Einvernehmen mit dem Senat der Freien Stadt Danzig den 
Gegenwert der abzugebenden Landfläche feſt. Der Gegenwert wird auf die Schulden des 
Grundſtückseigentümers nach einem vom Amtsgericht aufzuſtellenden Plan in Anrechnung ge⸗ 
bracht. 

5. Der $ 33 d Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
„Die Verteilung iſt auf Erſuchen des Amtsgerichts im Grundbuche einzutragen.“ 
6. Der $ 33 e wird wie folgt geändert: 
a) In dem Abſatz 1 Zeile 2 wird das Wort „Auflaſſung“ durch das Wort „Übertragung“ 
erſetzt. 
b) In dem Abſatz 2 Zeile 2 wird das Wort „Auflaſſung“ durch das Wort „Landabgabe“ 
erſetzt. 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Oktober 1933 in Kraft. 
Danzig, den 22. Juli 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
8 Greiſer Rettelsky 


147 Juſtizbeitreibungs ordnung 
Vom 27. Juli 1937. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 25 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 


Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) in der Faſſung des Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. 
S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
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8 1 
(1) Nach den Vorſchriften dieſer Verordnung werden — vorbehaltlich des Abſatzes 2 — folgende 
Anſprüche des Staates, ſoweit ſie von Behörden der Juſtizverwaltung einzuziehen ſind, beigetrieben: 

1. Gerichtskoſten; 

2. Zulaſſungs- und Prüfungsgebühren; 

3. alle ſonſtigen Juſtizverwaltungsabgaben; 

4. Koſten der Gerichtsvollzieher und Vollziehungsbeamten, ſoweit ſie ſelbſtändig oder gleichzeitig 
mit einem Anſpruch, der nach den Vorſchriften dieſer Verordnung vollſtreckt wird, bei dem 
Auftraggeber oder Erſatzpflichtigen beigetrieben werden; 

5. Anſprüche gegen Beamte, nichtbeamtete Beiſitzer und Vertrauensperſonen, gegen Rechtsanwälte, 
gegen Zeugen und Sachverſtändige ſowie gegen mittelloſe Perſonen auf Erſtattung von 
Beträgen, die ihnen in einem gerichtlichen Verfahren aus der Staatskaſſe zuviel gezahlt ſind; 

6. Anſprüche gegen Beſchuldigte auf Erſtattung von Beträgen, die ihnen in den Fällen der 
SS 467, 473 der Strafprozeßordnung aus der Staatskaſſe zuviel gezahlt ſind; 

7. alle ſonſtigen Anſprüche, die nach den geſetzlichen Vorſchriften im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben werden können. 


(2) Werden zuſammen mit einer Vermögensſtrafe die Koſten des Verfahrens beigetrieben, jo 
gelten auch für die Koſten die Vorſchriften über die Vollſtreckung der Vermögensſtrafe. 


8 2 

(1) Die Beitreibung liegt den Juſtizkaſſen als Vollſtreckungsbehörden ob. Für Anſprüche der im 
§ 1 Abſ. 1 Nr. 7 bezeichneten Art kann jedoch im Verwaltungswege eine andere Behörde oder Ver⸗ 
waltungsſtelle als Vollſtreckungsbehörde beſtimmt werden. N 

(2) Zuſtändig iſt die Vollſtreckungsbehörde, die den beizutreibenden Anſpruch einzuziehen hat. 
Sachpfändungen ſoll die Vollſtreckungsbehörde nur in ihrem Amtsbezirk vornehmen. Die Unzuſtändig⸗ 
keit einer Vollſtreckungsbehörde berührt die Wirkſamkeit ihrer Vollſtreckungsmaßnahmen nicht. 

(3) Die Vollſtreckungsbehörden haben einander Amtshilfe zu leiſten, nähere Beſtimmungen hierüber 
können durch allgemeine Verwaltungsanordnung getroffen werden. 


8 3 
Zuſtellungen ſind nur erforderlich, ſoweit dies beſonders beſtimmt iſt. Sie werden ſinngemäß 
nach den Vorſſtriften der Zivilprozeßordnung über Zuſtellungen von Amts wegen ($$ 208 bis 213 
daſelbſt) bewirkt. Die dem Gericht vorbehaltenen Anordnungen (SS 188, 202, 204 daſelbſt) trifft die 
Vollſtreckungsbehörde. Von welchen Beamten die dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle obliegenden 
Geſchäfte wahrzunehmen ſind, wird im Verwaltungswege beſtimmt. 


8 4 
Die Vollſtreckung kann gegen jeden durchgeführt werden, der nach den für den beizutreibenden An— 
ſpruch geltenden beſonderen Vorſchriften oder kraft Geſetzes nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts zur Leiſtung oder zur Duldung der Vollſtreckung verpflichtet iſt. Aus einer Zwangshypothek, 
die für einen der im § 1 bezeichneten Anſprüche eingetragen iſt, kann auch gegen den Rechtsnach— 
folger des Schuldners in das belaſtete Grundſtück vollſtreckt werden. 


8 5 

(1) Die Vollſtreckung darf erſt beginnen, wenn der beizutreibende Anſpruch fällig iſt. In den 
Fällen des $ 1 Abſ. 1 Nrn. 5 und 6 darf die Vollſtreckung erſt beginnen, wenn der Zahlungspflichtige 
von den ihm zuſtehenden Rechtsbehelfen binnen zwei Wochen nach der Zahlungsaufforderung oder nach 
der Mitteilung einer Entſcheidung über ſeine Einwendungen gegen die Zahlungsaufforderung keinen Ge— 
brauch gemacht hat. Vorſchriften, wonach aus vollſtreckbaren Entſcheidungen oder Verpflichtungserklä⸗ 
rungen erſt nach deren Zuſtellung vollſtreckt werden darf, bleiben unberührt. 

(2) In der Regel ſoll der Vollſtreckungsſchuldner ($ 4) vor Beginn der Vollſtreckung zur Leiſtung 
innerhalb einer Woche ſchriftlich aufgefordert und nach vergeblichem Ablauf der Friſt beſonders 
gemahnt werden; nähere Beſtimmungen hierüber können im Wege allgemeiner Verwaltungsanordnungen 
erlaſſen werden. 
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S6 
(1) Für die Vollſtreckung gelten 

die $$ 735 bis 737, 739 bis 741, 743, 745 bis 748, e ee ene, e Dis ’1T1%, 
778, 779, 781 bis 786, 789, 792, 803 bis 827, 829 bis 837, 840 bis 844, 846 bis 882, 
883 bis 886, 899 bis 915 der Zivilprozeßordnung 

und die ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriften, die die Zwangsvollſtreckung aus Urteilen in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten beſchränken, und die über die Zwangsvollſtreckung gegen 
juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts ſinngemäß mit folgender Maßgabe: 

(2) An die Stelle des Gläubigers und — abgeſehen von Offenbarungseidsverfahren und von der 
Vollſtreckung in unbewegliches Vermögen — an die Stelle des Vollſtreckungsgerichts tritt die Voll— 
ſtreckungsbehörde; fie trifft auch Anordnungen nach § 761 der Zivilprozeßordnung. 

(3) An die Stelle des Gerichtsvollziehers tritt der Vollziehungsbeamte. Der Vollziehungsbeamte 
wird zur Annahme der Leiſtung, zur Ausſtellung von Empfangsbekenntniſſen und zu Vollſtreckungs— 
handlungen durch einen ſchriftlichen Auftrag der Vollſtreckungsbehörde ermächtigt. 

(4) Gepfändete Forderungen ſind nicht an Zahlungs Statt zu überweiſen. 

(5) Wird gegen einen Schuldner vollſtreckt, der ausſchließlich nach den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts kraft Geſetzes zur Leiſtung oder zur Duldung der Vollſtreckung verpflichtet iſt, ſo ent⸗ 
ſcheidet über Einwendungen gegen dieſe Verpflichtung der Vorſtand des Amtsgerichts am Ort der 
Vollſtreckungsbehörde; das gleiche gilt für den Widerſpruch Dritter gegen eine Vollſtreckung (SS 771 
bis 774, 785, 786 der Zivilprozeßordnung) ſowie für den Anſpruch eines Dritten auf vorzugsweiſe 
Befriedigung aus dem Vollſtreckungserlös (§ 805 daſelbſt). Gegen eine ablehnende Entſcheidung iſt die 
Beſchwerde (§ 8) zuläſſig. Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs wird hierdurch nicht berührt. Für eine Klage 
iſt das Gericht ausſchließlich zuſtändig, in deſſen Bezirk die Vollſtreckung ſtattgefunden hat; die SS 769, 
770 der Zivilprozeßordnung gelten ſinngemäß. 


8 7 
Die Abnahme des Offenbarungseides und die Vollſtreckung in unbewegliches Vermögen beantragt 
die Vollſtreckungsbehörde bei dem zuſtändigen Amtsgericht. Der Antrag erſetzt den vollſtreckbaren 
Schuldtitel. Eine Zuſtellung des Antrags an den Schuldner iſt nicht erforderlich. 


8 8 

(1) ber Erinnerungen gegen die Art und Weiſe der Vollſtreckung oder über das Verfahren des 
Vollziehungsbeamten entſcheidet der Vorſtand des Amtsgerichts am Ort der Vollſtreckungsbehörde. Über 
Beſchwerden gegen deſſen Entſcheidungen entſcheidet der Gerichtspräſident endgültig. 

(2) Iſt eine andere Behörde als die Juſtizkaſſe Vollſtreckungsbehörde, fo entſcheidet über Erinne— 
rungen dieſe Vollſtreckungsbehörde ſelbſt. Über Beſchwerden gegen ihre Entſcheidung entſcheidet die 
vorgeſetzte Dienſtbehörde endgültig. 

I 8 9 

(1) Werden Einwendungen gegen die Vollſtreckung erhoben, fo kann die Vollſtreckungsbehörde die 
Vollſtreckungsmaßnahmen einſtweilen einſtellen, aufheben oder von weiteren Vollſtreckungsmaßnahmen 
Abſtand nehmen, bis über die Einwendung endgültig entſchieden iſt. 

(2) Der Vollziehungsbeamte hat von der Pfändung abzuſehen, wenn ihm die Zahlung oder Stun⸗ 
dung der Schuld nachgewieſen wird. 

8 10 


(1) Zur Sicherung der Vollſtreckung kann die Vollſtreckungsbehörde den Arreſt anordnen. Die 
SS 916 bis 918, 923, 928, 929 Abſ. 3, SS 930 bis 933 der Zivilprozeßordnung gelten ſinngemäß; an 
die Stelle des Gläubigers und des Gerichts tritt hierbei die Vollſtreckungsbehörde. 

(2) ber Beſchwerden gegen eine Arreſtanordnung entſcheidet der Gerichtspräſident endgültig. Hat 
eine andere Behörde als die Juſtizkaſſe den Arreſt angeordnet, ſo entſcheidet über die Beſchwerde die 
vorgeſetzte Dienſtbehörde endgültig. 

$1 | | 

(1) Die Koſten der Mahnung und Vollſtreckung fallen dem Schuldner zur Laſt. Sie find gleich: 
zeitig mit dem zu vollſtreckenden Anſpruch beizutreiben. Aus dem Vollſtreckungserlös ſind — ſo— 
weit nicht die Vollſtreckungsbehörde im Einzelfalle ein anderes beſtimmt — zuerſt die Auslagen, dann 
die Gebühren und zuletzt der beizutreibende Anſpruch zu decken. 

(2) Koſten, die durch unrichtige Behandlung der Sache entſtanden ſind, werden nicht erhoben. 
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§ 12 
(1) Soweit der Schuldner auf Grund allgemeiner Verwaltungsordnungen gemahnt wird, wird 
hierfür eine Gebühr (Mahngebühr) in Höhe von 
1 vom Hundert von dem Mahnbetrag bis zu 100 Gulden einſchließlich, 
½ vom Hundert von dem Mehrbetrage, mindeſtens jedoch in Höhe von 20 Pfennig 45585 


(2) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald die Mahnung zur Poſt gegeben iſt oder der mit ihrer 
berbringung Beauftragte Schritte zur Ausführung des Auftrags unternommen hat. 


$ 13 

(1) Für die Pfändung beweglicher Sachen, Forderungen oder anderer Vermögensrechte wird eine 

Gebühr (Pfändungsgebühr) in Höhe von 
1½ vom Hundert von dem Betrage des beizutreibenden Anſpruchs bis zu 100 Gulden ein- 
%½ vom Hundert von dem Mehrbetrage, 

mindeſtens jedoch in Höhe von 60 Pfennig erhoben. 

(2) Bei der Pfändung beweglicher Sachen wird die Pfändungsgebühr auch für en 
dungen ſowie für Pfändungsverſuche erhoben, die deshalb erfolglos bleiben, weil der Vollziehungs⸗ 
beamte keine zur Pfändung geeigneten Sachen vorfindet. Die Pfändungsgebühr wird nur in halber 
Höhe, mindeſtens jedoch in Höhe von 30 Pfennig erhoben, wenn dem Vollziehungsbeamten bei 
ſeinem erſtmaligen Erſcheinen an Ort und Stelle nachgewieſen wird, daß die Schuld bezahlt oder 
geſtundet iſt. 

(3) Für die Pfändung mehrerer Forderungen oder anderer Vermögensrechte wegen desſelben An⸗ 
ſpruchs wird die Pfändungsgebühr nur einmal erhoben. 

(4) Die Gebührenſchuld entſteht bei der Pfändung beweglicher Sachen, ſobald der Bollziehungs⸗ 
beamte Schritte zur Ausführung des Pfändungsauftrags unternimmt. Bei der Pfändung von For⸗ 
derungen und anderen Vermögensrechten entſteht die Gebührenſchuld, ſobald die Pfändungsverfügung 
zum Zwecke der Zuſtellung zur Poſt gegeben iſt oder der mit der Zuſtellung Beauftragte Schritte zur 
Ausführung des Auftrags unternommen hat. 


814 

(1) Für die Verſteigerung oder den freihändigen Verkauf von Gegenſtänden wird eine sähe 

(Berwertungsgebühr) in Höhe von 

2 vom Hundert des Vollſtreckungserlöſes bis zu 100 Gulden einſchließlich, 

1 vom Hundert des Mehrbetrages, 
mindeſtens jedoch in Höhe von 60 Pfennig erhoben. Soweit der Erlös die Summe der beizutreibenden 
Anſprüche überſteigt, bleibt er bei der Berechnung der Gebühr außer Betracht. 

(2) Weiſt der Schuldner nach, daß die Schuld gezahlt oder geſtundet iſt, ſo wird die Gebühr nur 
in halber Höhe nach dem vermutlichen e e mindeſtens jedoch in Höhe von 30 Pfen⸗ 
nig erhoben. 

(3) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald der Vollziehungsbeamte Schritte zur Ausführung der 
Verſteigerung oder des freihändigen Verkaufs unternommen hat. 


815 

(1) Soweit die Gebühren nach dem Betrag des beizutreibenden Anſpruchs zu berechnen find, 
werden mehrere Anſprüche, die gleichzeitig beigetrieben werden, zufammengerehnet; Zinſen und Koſten, 
die als Nebenforderung beigetrieben werden, ſind nicht zu berückſichtigen. 

(2) Der Betrag, nach dem eine Gebühr zu berechnen iſt, wird auf den nächſten durch zehn teil⸗ 
baren Guldenbetrag, die Gebühren werden auf den nächſten durch fünf teilbaren Pfennigbetrag nach 
unten abgerundet. 

8 16 

(1) Für die Wegnahme von Sachen wird eine Gebühr von 2 Gulden erhoben (Wegnahme⸗ 
gebühr). 

(2) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald der Vollziehungsbeamte Schritte zur Ausführung des 
Auftrags unternommen hat. 
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9 17 
Für die auf Antrag erteilte Abſchrift einer Niederſchrift wird eine Gebühr (Schreibgebühr) nach 
Maßgabe des $ 71 Abſ. 4 des (Deutſchen) Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung 
(G. Bl. 1937 S. 257) erhoben. 
8 18 


(1) Auslagen der Mahnung ſind nicht zu erſtatten. 

(2) Im Vollſtreckungsverfahren ſind als Auslagen zu erſtatten: 

1. Poſt⸗, Telegramm⸗ und Fernſprechgebühren; 

2. Koſten, die durch öffentliche Bekanntmachung, insbeſondere durch Einrücken in öffentliche 
Blätter, entſtehen, einſchließlich der nach S 71 Abſ. 4 des (Deutſchen) Gerichtskoſtengeſetzes 
in der für Danzig geltenden Faſſung zu berechnenden Schreibgebühren für Schriftſtücke, die 
zum Aushang beſtimmt ſind; 

3. Koſten der Beförderung, Verwahrung und Beauflihtigung gepfändeter Sachen, Koſten des 
Aberntens von Früchten ſowie der Erhaltung gepfändeter Tiere und Koſten der Miete 
eines Verſteigerungsraums; 

4. an Zeugen, Sachverſtändige oder Hilfsperſonen gezahlte Beträge; 

5. Gerichtskoſten ſowie im Falle des § 827 der Zivilprozeßordnung Gebühren und Auslagen 
des Gerichtsvollziehers; 

6. anläßlich der Pfandverwertung zu entrichtende Steuern. 

(3) Werden bei mehreren Schuldnern gepfändete Sachen gemeinſam verſteigert oder freihändig 
veräußert, ſo ſind die Auslagen der gemeinſamen Verwertung auf die beteiligten Schuldner ange⸗ 
meſſen zu verteilen. 

8 19 

(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1937 in Kraft. Eine in dieſem Zeitpunkt REN 
Vollſtreckung wird jedoch nach den bisherigen Vorſchriften zu Ende geführt. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft 

1. $ 28 Abſ. 2, $ 139 Abſ. 2 der Koſtenordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. ©. 217), 

2. $ 72 Abſ. 2, § 89 Abſ. 2 des (Deutſchen) Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden 
Faſſung (G. Bl. 1937 S. 257). 

Danzig, den 27. Juli 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 25/34 Greifer Dr Wiercinski⸗Keiſer 


148 Verordnung 
über die Eintragung von Zinsſenkungen im Grundbuch. 
Vom 1. Auguſt 1937. 


; Auf Grund des $ 1 Ziffer 30 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängern- 
den Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Für die Bewilligung des Gläubigers einer Hypothek oder Grundſchuld zur Eintragung einer 
Zinsſenkung im Grundbuch genügt die ſchriftliche Form (8 126 B68. 
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Zur Eintragung einer Zinsſenkung bei einet Hypothek ödet Gründſchüld bedarf es der Bewilli⸗ 
gung und der Zuſtimmung des 8 Grundſtt amichle mod ihnn po WR (8) 
bon PO Datzig, ben 15 Auguft 1937. hüön rad Tun missen midi id ‚nnd od 
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